
T Zwei Monate nach seinem
Antritt als Regierungschef 
droht Lukas Papademos im
Parteien-Kleinklein zu versinken

FLORIAN HASSEL

E s war ein allgemeines Aufat-
men, als nach politischem
Wirrwarr in Griechenland
Lukas Papademos am
10. November 2011 zum neu-

en Regierungschef erkoren wurde. Wer
sollte besser geeignet sein, das verschul-
dete Land aus dem Sumpf zu ziehen als
der langjährige Vizechef der Europäi-
schen Zentralbank (EZB)? Wer sollte
sich den Begrenzungen durch Griechen-
lands zerstrittene, oft auf ihre Pfründe
bedachte Parteien besser entziehen kön-
nen als der parteilose, stets höfliche
Grandseigneur? 

Deutschland und Europa setzten „gro-
ße Hoffnungen und Erwartungen“ auf
Papademos, übermittelte Bundeskanzle-
rin Angela Merkel (CDU) dem neuen Re-
gierungschef. Nun sei der 64 Jahre alte
Ökonom gefordert, „schnell die ent-
scheidenden und notwendigen Reform-
maßnahmen zu beschließen und umzu-
setzen, um Griechenland aus der gegen-
wärtigen Krise zu führen“. 

Doch knapp zweieinhalb Monate nach
Papademos’ Antritt sind die Hoffnungen
verflogen – in Berlin und Brüssel, in Wa-
shington und auch in Athen. Selbst wenn
die griechische Regierung sich mit priva-
ten Gläubigern über einen Schulden-
schnitt einigt – was Voraussetzung für
weitere Milliardenkredite durch Euro-
Länder und den Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) ist –, bleibt unklar, ob
eine Mehrheit der Gläubiger eine solche
Einigung akzeptiert oder gegen sie vor
Gericht zieht. 

Zudem verharrt die griechische Wirt-
schaft in einer tiefen Rezession – und die
Politik in einer Schockstarre, die vor
notwendigen Reformen zurückschreckt.
Ohne diese aber gibt es kein Wachstum;
werden die Schulden in Athen selbst
nach einer ersten Einigung mit den pri-
vaten Gläubigern nicht tragfähig sein.
„Als Papademos übernahm, war klar,
dass er die Politik immer neuer Steuern
und Abgaben beenden und stattdessen
bei den Ausgaben sparen und mit Entlas-
sungen im aufgeblasenen Staatsapparat
beginnen musste“, sagt der ehemalige
Industrieminister Andreas Andrianopou-
los. „Von solchen Schritten ist nichts zu
sehen. Wir sind alle sehr enttäuscht.“ 

In der Tat ist die Bilanz der Regierung
Papademos mager. Der Ministerpräsi-
dent feiert schon Reförmchen wie in der
vergangenen Woche beschlossene Er-
leichterungen bei Unternehmensgrün-
dungen. 

Deutlich länger ist die Liste stocken-
der Reformen: Ein neues Steuergesetz
liegt immer noch nicht vor. Zwar stimm-
te das Parlament am Mittwoch einem
Gesetz zu, dass über 130 bisher geschütz-
te Berufe öffnen soll. Freilich war davon
schon bei einem Gesetz im Sommer 2011
die Rede, ohne dass es viel geöffnet hät-
te. Inspektoren der Troika bemängeln,
dass etwa im Transportsektor, dessen
Preise viel höher sind als im übrigen Eu-
ropa, ausländische Konkurrenz weiter
ausgeschlossen sein soll.

Auch der Verkauf von Staatseigentum
kommt nicht vom Fleck. Schon 2011 soll-
ten profitable Häfen verkauft werden –
auch der Hafen von Piräus, der Athen
bedient. Tatsächlich haben bisher noch
nicht einmal die Berater Empfehlungen
für das Projekt abgegeben, was genau
verkauft werden soll, wann und für wie

viel. Thanos Pallis, in der Regierung Pa-
pademos Generalsekretär für Häfen und
Häfenpolitik, orakelte Ende Dezember,
wahrscheinlich werde Athen mit den Eu-
ro-Ländern und dem IWF die gesamte
Häfenprivatisierung neu verhandeln –
sprich: zurücknehmen.

Kern jedes griechischen Reformpake-
tes müsste der Abbau des überbesetzten
Staatsapparates sein. Allein im Beamten-
apparat könnten Analysten zufolge
300 000 Stellen abgebaut werden. „Pa-
pademos scheut wie sein Vorgänger Pa-
pandreou vor der Entlassung von Beam-
ten zurück, die der Verfassung zufolge
durchaus möglich ist“, sagt der ehemali-
ge Finanzminister Stefanos Manos. Als
ersten konkreten Schritt sagte Athen le-
diglich zu, bis Ende 2011 rund 30 000 Be-
amte abzubauen. Auch dieses Ziel wurde
weit verfehlt. Um Personalabbau zu ver-
hindern, verweigerten etliche Ministeri-
en und Behörden schlicht die nötigen
Angaben. „Bisher stehen gerade 7000
Beamte weniger in der Bilanz“, so Ma-
nos. „Selbst hier wurde getrickst, weil es
sich um Rentner handelt, die ohnehin
ein halbes Jahr später gegangen wären.“

Die Folge der mangelnden Sparbemü-
hungen: Griechenlands Finanzen sind
weiter im freien Sturzflug. Daran dürfte
sich nicht einmal dann viel ändern,
wenn die Regierung sich doch mit Pri-
vatgläubigern über eine Halbierung von
gut 200 Mrd. Euro staatlicher Schulden
einigt. Von einem geringeren Haushalts-
defizit ist Athen weit entfernt, erst recht
von einem für Schulden entscheidenden
Überschuss seiner Leistungsbilanz. 2011
lag Griechenlands Haushaltsdefizit bei
über zehn Prozent, weit über dem ur-
sprünglichen Sparziel von 7,5 Prozent. 

Eines der Reformhemmnisse: Die Par-
teien Pasok und Neue Demokratie (ND),
die die Pfründe in Griechenland jahr-
zehntelang untereinander aufteilten, do-
minieren auch das Kabinett Papademos.
Der grauhaarige Ex-Banker Papademos
trifft regelmäßig die Parteiführer – Gior-
gios Papandreou, der als Regierungschef
zurückgetreten ist, aber immer noch die
Pasok-Partei führt, und den konservati-
ven ND-Chef Antonis Samaras. Keiner
von ihnen will vor einer provisorisch für
April angesetzten Wahl scharfe Ein-
schnitte, die ihre Klientel träfen. „Am
Vormittag sagt Papademos im Kabinett,
welche Reformen unverzichtbar sind, am
Nachmittag sägen Papandreou und Sa-
maras sie wieder ab“, schildert ein grie-
chischer Insider. 

Papdemos’ Regieren per Konsens ist
auch der Tradition griechischen Regie-
rens geschuldet. Erst im vergangenen
Dezember stellte die Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung (OECD) Griechenlands Re-
gierungs- und Reformfähigkeit ein mise-
rables Zeugnis aus – auch, weil der grie-
chische Regierungschef gegenüber den
Ministern viel weniger zu entscheiden
hat als etwa die Bundeskanzlerin.

Doch Kritiker verweisen auf Möglich-
keiten, solche Erstarrungen aufzubre-
chen. .„Italien hat ebenfalls eine lange
Tradition von an ihren Pfründen interes-
sierten Parteien und Politikern“, sagt Ex-
Finanzminister Manos. „Doch Minister-
präsident Mario Monti machte zur Be-
dingung für seinen Antritt, dass er auf
alle Schlüsselposten der neuen Regie-
rung unabhängige Fachleute setzen
konnte. Papademos hat darauf verzichtet
und bleibt auf die etablierten Parteien
angewiesen. In Rom hat Monti binnen
Wochen ein scharfes Reformpaket
durchgesetzt. Bei uns ist alles beim Alten
geblieben. Nur wenn die Troika nach
Athen kommt, werden hektisch ein paar
Reformen versprochen. Dann geht es
weiter wie zuvor.“

Wie zuvor üben sich Griechenlands
Parteien im politischen Hauen und Ste-
chen – auch innerhalb der Regierung.
Dort ätzen etwa die sozialistischen
Schlüsselminister Evangelos Venizelos
(Finanzen) und Anna Diamantopolou
(Bildung) gegen die konservativen
Schlüsselminister Stavros Dimas (Au-
ßenministerium) und Dimitris Avramo-
poulos (Verteidigung). Da schimpft Pa-
pademos’ Stellvertreter Theodoros Pan-
galos, alle, die die Drachme zurückhaben
wollten, seien „Kommunisten, Faschis-
ten oder Idioten“, und der Sprecher der
Konservativen keilt wegen der „unglaub-
lichen Vulgarität“ zurück. Ein öffentli-
ches Machtwort oder eine demonstrati-
ve Entlassung eines unbotmäßigen Mi-
nisters oder Beamten hat Papademos
bisher unterlassen. Sichtbar bemüht, die
Gegensätze unter den Teppich zu keh-
ren, pries der Regierungschef sein Kabi-
nett vor wenigen Tagen als „Regierung
der nationalen Einheit“. Während Itali-
ens Premier Monti Lust am politischen
Kampf zu haben scheint, fühlt sich Papa-
demos dabei sichtlich unwohl. Bis heute
hat der Regierungschef keine Pressekon-
ferenz gegeben oder versucht, die Grie-
chen mit dramatischen Auftritten auf
einschneidende Reformen einzustim-
men. Dabei hätte Papademos dafür –
noch – ein gutes Mandat. Der Meinungs-
forschungsgruppe Public Issue zufolge
kommt er auf 55 Prozent Zustimmung.
Die Arbeit der aus den etablierten Par-
teipolitikern bestehenden Regierung
aber lehnen 91 Prozent der Griechen ab –
elf Prozent mehr als im Dezember. Es
dürfte nicht lange dauern, bis die Unzu-
friedenheit mit den vielen auch den ei-
nen an der Spitze erreicht.

ATHENS SCHULDEN
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Staatsschulden-Struktur Griechenlands 
(in Mrd.Euro)

Finanzierungsbedarf Griechenlands
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Europas Politiker haben erwartet, dass der parteilose Ökonom Papademos als Regierungschef durchsetzungsfähiger wäre
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Papademos enttäuscht
als Hoffnungsträger
Der griechische Premier setzt zu wenige Reformen in die Tat um 
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GIFTSTOFFE

Schärfere Kontrollen für
Schädlingsbekämpfungsmittel
Die Verbraucher in der Europäischen
Union sollen besser vor giftigen Schäd-
lingsbekämpfungsmitteln etwa in Schu-
hen oder Polstermöbeln geschützt wer-
den. Eine entsprechende Verordnung
verabschiedete das Europaparlament.
Sie tritt in allen 27 EU-Staaten in Kraft,
wenn sie der Ministerrat in Kürze for-
mal abgesegnet. Der Neuregelung zu-
folge müssen Biozide – also Schädlings-
bekämpfungsmittel, die etwa in Putz-
mitteln vorkommen – künftig einem
EU-weit einheitlichen Prüfungs- und
Zulassungsverfahren unterzogen wer-
den. Anlass für die Neuregelung waren
Stiefel und Sofas aus Asien, die zu
Hauterkrankungen geführt hatten. AFP

EZB-EINLAGEN

Kurzfristige Einlagen
deutlich gefallen
Erstmals seit Wochen sind die kurz-
fristigen Einlagen der Banken bei der
Europäischen Zentralbank (EZB) wieder
unter die Marke von 400 Mrd. Euro
gefallen. In der Nacht zum Donnerstag
deponierten die Kredithäuser rund 395
Mrd. Euro bei der Zentralbank, wie
diese mitteilte. Dies hatte laut EZB
aber technische Gründe.
Die Höhe der Einlagen gilt als Zeichen
für die Verunsicherung in der Banken-
branche der Euro-Zone. Die Kredithäu-
ser lagern ihr Geld lieber zu schlechte-
ren Konditionen bei der Notenbank ein
als bei einer Geschäftsbank. AFP

WIKIPEDIA

US-Abgeordnete rücken 
von Internetgesetzen ab
Nach dem Protest von Betreibern meh-
rerer Websites gegen zwei geplante
US-Gesetze zur Verhinderung von In-
ternetpiraterie sind erste Abgeordnete
von den Entwürfen abgerückt. Am
Mittwoch war unter anderem die En-
zyklopädie Wikipedia vom Netz ge-
gangen. „Es ist ziemlich klar, dass an
diesem Punkt ein Mangel an Über-
einstimmung herrscht“, sagte der Prä-
sident des US-Repräsentantenhauses,
John Boehner. Mindestens vier republi-
kanischen Senatoren rückten von der
Initiative ab. dapd

USA

Weniger Anträge 
auf Arbeitslosenhilfe
Am amerikanischen Arbeitsmarkt geht
es aufwärts: In der abgelaufenen Woche
gab es so wenige neue Anträge auf
Arbeitslosenhilfe wie seit fast vier Jah-
ren nicht mehr. Ihre Zahl sank um
50 000 auf 352 000, teilte das Arbeits-
ministerium am Donnerstag in Wa-
shington mit. Ein geringeres Niveau
gab es zuletzt im April 2008. Im De-
zember hatte die Wirtschaft 200 000
neue Job geschaffen. Die Arbeitslosen-
quote fiel auf 8,5 Prozent. rtr

SCHULDENABBAU

Troika erteilt Irland 
erneut gute Noten
Irland kann sich als Musterschüler
unter den EU-Krisenstaaten behaupten.
Das Land hat die Auflagen seiner Gläu-
biger erneut übererfüllt. Die Troika aus
Abgesandten der EU, der Europäischen
Zentralbank und des Internationalen
Währungsfonds (IWF) lobte am Don-
nerstag in Dublin, dass Irland beim
Schuldenabbau voll im Plan liege. 
2011 konnte der irische Finanzminister
Michael Noonan die Neuverschuldung
auf unter zehn Prozent des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) drücken. Den im
November 2010 ausgehandelten Vor-
gaben zufolge hätte das Defizit ledig-
lich auf 10,6 Prozent gesenkt werden
müssen. tik

KOMPAKT

T Nur neun Prozent der
Minijobber wechseln in ein
Normalarbeitsverhältnis

FLORA WISDORFF

M inijobs gehören abgeschafft –
dieser Meinung ist die gewerk-
schaftsnahe Hans-Böckler-Stif-

tung. Die Jobs auf 400-Euro-Basis sind
den Wissenschaftlern zufolge in vielerlei
Hinsicht schädlich. 

Vor allem bemängeln sie, dass Mini-
jobber besonders wenig verdienen. Im
Jahr 2009 hätten sie zu 88 Prozent einen
Stundenlohn erhalten, der das mittlere
Stundenentgelt um mehr als ein Drittel
unterschritt und damit als Niedriglohn
gilt. „Minijobber werden vielfach syste-
matisch geringer bezahlt“, sagte die Ar-
beitsmarktexpertin der Stiftung, Doro-
thea Voss. Unternehmen nutzten Mini-
jobs, in denen überwiegend Frauen ar-

beiten, offenbar gezielt, um Personalkos-
ten zu drücken, stellt die Stiftung fest.
Nach Angaben der Hans-Böckler-Stif-
tung gab es in Deutschland im Frühjahr
2011 rund 7,3 Millionen Minijobs. Damit
war etwa jedes fünfte Arbeitsverhältnis
ein Minijob. Für 4,8 Millionen Men-
schen, darunter 3,2 Millionen Frauen,
war der Minijob die einzige Erwerbstä-
tigkeit. 

Auch Wissenschaftler weisen immer
wieder auf Fehlentwicklungen bei der
geringfügigen Beschäftigung hin, die
nicht zuletzt Löcher in die Sozialkassen
reißen. Holger Bonin, Arbeitsmarktex-
perte vom Zentrum für Europäische
Wirtschaftsforschung (ZEW), sieht zwar
Unsicherheiten in der genauen Berech-
nung der Stundenlöhne der Minijobber.
Doch hält auch er die Beschäftigungs-
form für problematisch, insbesondere
für gering qualifizierte Arbeitnehmer.
Die Arbeitgeber hätten in der Tat eine
gewisse Macht, über die Stundenzahl der

Minijobs den Lohn zu drücken – um so
einen Teil des Gewinns, den der Arbeit-
nehmer macht, weil er weder Steuern
noch Abgaben zahlt, bei sich zu behal-
ten. Bei Minijobs beträgt der Lohn maxi-
mal 450 Euro, die monatliche Zahl der
Arbeitsstunden ist jedoch unbegrenzt. 

In der Praxis erhielten viele Minijob-
ber nur die gleichen Nettolöhne wie Kol-
legen mit längerer Arbeitszeit, betonte
Voss unter Berufung auf Fallstudien aus
Handel, Gesundheitswesen, Gast- und
Reinigungsgewerbe. Das sei gesetzeswid-
rig. Die finanziellen Vorteile des Mini-
jobs bei Besteuerung und Sozialversiche-
rungsbeiträgen kämen damit anders als
vom Gesetzgeber geplant dem Arbeitge-
ber und nicht dem Minijobber zugute. 

Minijobber, die zusätzlich Hartz IV
beziehen, würden besonders schlecht
entlohnt. Hartz-IV-Aufstocker mit Mini-
job hätten 2009 im Schnitt nur 6,08 Eu-
ro pro Stunde verdient. Der Durch-
schnittslohn von Minijobbern ohne Harz

IV habe dagegen bei 8,16 Euro gelegen.
Bei Aufstockern werde die staatliche
Grundsicherung vom Arbeitgeber von
vornherein mit einbezogen. 

Minijobs sind den Forschern zufolge
auch kein Weg für Arbeitslose in einen
sozialversicherungspflichtigen Job. Im
Zuge der Hartz-Reformen hatte man die
Minijobs so verkauft. Doch lediglich
neun Prozent der geringfügig Beschäftig-

ten wechselten in ein Normalarbeitsver-
hältnis, stellte die Böckler-Stiftung fest.
Dabei dürfte ein weit höherer Teil Inte-
resse daran haben. 

Auch Arbeitsministerin Ursula von
der Leyen (CDU) würde den Minijobs
gern einen Riegel vorschieben. Sie be-
schäftige „ die 400-Euro-Job-Falle, in der
vor allem Frauen landen“, sehr, sagte sie
der „Welt am Sonntag“ im Juni 2011.
„Wenn sie zu lange in Minijobs hängen
bleiben, fehlt ihnen die Altersvorsorge
und der Anschluss an die Karriere.“
Doch bisher ist nichts geschehen. ZEW-
Experte Bonin weiß, warum: politisch sei
die Hürde für eine Reform unendlich
hoch. Die Arbeitgeber profitieren, weil
sie günstige Arbeit und vor allem Flexi-
bilität bekommen. Aber auch viele Mini-
jobber wollen das Modell. Unter ihnen
sind insbesondere Rentner und Gattin-
nen gut verdienender Ehemänner, über
die sie ohnehin versichert sind, also zwei
wichtige Wählergruppen.

Minijobber erhalten meist Niedriglöhne
Studie: Durchschnittslohn liegt bei knapp acht Euro die Stunde. Jedes fünfte Arbeitsverhältnis ist ein Minijob 

Firmen nutzen
Minijobs offenbar
gezielt, um
Personalkosten 
zu drücken
Böckler-Stiftung

Weltbank hofft auf mehr Geld aus
Europa
Der Gemeinsame Markt werde zu einer
höheren wirtschaftlichen Zuwachsrate
führen, hofft Weltbankpräsident Eugene
R. Black. Das Wirtschaftswachstum werde
nicht nur eine engere Zusammenarbeit
mit Nordamerika mit sich bringen, son-
dern auch einen größeren Bedarf an
Importen aus Entwicklungsländern.
Langfristig würde damit das Wachstum
auch ihnen zugute kommen.
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WIRTSCHAFT

Wegen möglicher Verluste durch
einen Schuldenschnitt für Griechenland
prüfen Hedgefonds laut US-Medien-
berichten eine Klage beim Europäischen
Gerichtshof für Menschenrechte. Ei-
gentumsrechte würden verletzt, argu-
mentieren sie der „New York Times“
zufolge. Eine Sprecherin des Menschen-
rechtsgerichtshofs erklärte, sollte eine
Klage eingehen, müsse zunächst ihre
Zulässigkeit geprüft werden. Nach An-
gaben des Menschenrechtsgerichtshofs
wird bei jeder neuen Klage geprüft, ob
die Kläger tatsächlich persönlich be-
troffen sind. In einem Zusatzprotokoll zur
Europäischen Menschenrechtskonventi-
on wird das Recht einer jeden natürli-
chen oder juristischen Person auf Ach-
tung ihres Eigentums garantiert.

Die „New York Times“ berichtete, Rechts-
berater von Hedgefonds prüften die
Klage vor dem Menschenrechtsgerichts-
hof, weil Griechenland derzeit Gesetze
in Arbeit hat, die privaten Gläubigern
Verluste aufzwingen. Das Euro-Sor-
genkind Griechenland ist auf einen Schul-
denschnitt dringend angewiesen, um eine
Staatspleite abzuwenden. Den teilweisen
Schuldenerlass in Höhe von 50 Prozent
sollen private Gläubiger wie Banken,
Versicherungen und eben Hedgefonds
freiwillig schultern. Die Zeitung berichtet,
nicht alle Hedgefonds wünschten eine
Klage beim Menschenrechtsgerichtshof
in Straßburg. So werde es Jahre bis zu
einem Urteil dauern und voraussetzen,
dass zuvor der Rechtsweg in Griechen-
land ausgeschöpft sei.

MENSCHENRECHTSKLAGE VON HEDGEFONDS?
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